année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 17.04.2024

Thema Rechtsordnung
Schlagworte Keine Einschrankung
Akteure Centre Patronal
Prozesstypen Keine Einschrankung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Frick, Karin

Bevorzugte Zitierweise

Frick, Karin 2024. Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Rechtsordnung, Centre
Patronal, 2017 - 2020. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft,
Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 17.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Rechtsordnung
Privatrecht
Datenschutz und Statistik
Grundrechte
Innere Sicherheit

N NN O o a a

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

AUNS Aktion flr eine unabhéngige und neutrale Schweiz

NMRI Nationale Menschenrechtsinstitution

EU Europaische Union

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

RK MZF Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

GSoA Gruppe flr eine Schweiz ohne Armee

SKS Stiftung fir Konsumentenschutz

FER Fédération des Entreprises Romandes

KESB Kindes- und Erwachsenenschutzbehodrde

SSV Schweizer Schiesssportverband

SBV Schweizerischer Buchsenmacher- und Waffenfachhéandlerverband

Fedpol Bundesamt fur Polizei

HEV Hauseigentimerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)

SKMR Schweizerisches Kompetenzzentrum fir Menschenrechte

GANHRI Global Alliance of National Human Rights Institutions

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

EuGH Gerichtshof der Europaischen Union

ADG Bundesgesetz Uber das nationale System zur Abfrage von Adressen
natlrlicher Personen (Adressdienstgesetz)

NAD Nationaler Adressdienst

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

INDH Institution nationale des droits de 'homme

UE Union européenne

DFI Département fédéral de I'intérieur

CG MPS Conférence gouvernementale des affaires militaires, de la protection
civile et des sapeurs-pompiers

CCPCS Conference des commandants des polices cantonales

uss Union syndicale suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

USAM Union suisse des arts et métiers

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

SKS Stiftung fur Konsumentenschutz (Fédération des consommateurs en
Suisse alémanique)

FER Fédération des Entreprises Romandes

APEA Autorité de protection de I'enfant et de I'adulte

FST Fédération sportive suisse de tir

ASA Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés

Fedpol Office fédéral de la police

APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)

CSDH Centre suisse de compétence pour les droits humains

GANHRI Global Alliance of National Human Rights Institutions

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

CJUE Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)

LSAdr Loi fédérale sur le systéme national de consultation des adresses des
personnes physiques (loi sur le service national des adresses)

SNA Service national des adresses
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber den Schutz gewaltbetroffener Personen,
deren Frist Ende Januar 2016 abgelaufen war, wurde im Juli 2017 der Ergebnisbericht
veroffentlicht. Die 58 eingegangenen Stellungnahmen verteilten sich auf 25 Kantone
(der Kanton Glarus verzichtete ausdricklich auf eine Stellungnahme), sechs politische
Parteien (BDP, CVP, FDP, GP, SP, SVP) und 27 weitere Organisationen. Die Verbesserung
des Schutzes gewaltbetroffener Personen wurde von allen
Vernehmlassungsteilnehmenden als Notwendigkeit anerkannt, wenn auch die
Meinungen darlber auseinandergingen, wie diese Verbesserung erzielt werden soll.

Bei den zivilrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen war vor allem die Moglichkeit der
elektronischen Uberwachung («Electronic Monitoring») von Tatpersonen sehr
umstritten. Wahrend die grosse Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser
die EinfUhrung einer solchen Mdéglichkeit grundsatzlich begrusste, zweifelten andere
die Wirksamkeit einer solchen Massnahme generell an, da das resultierende
Sicherheitsgefuhl trigerisch und die Massnahme gegen telefonisches oder Online-
Stalking erfolglos sei. Doch auch von den Beflrwortern des Electronic Monitoring
ausserten Viele Bedenken im Hinblick auf dessen Umsetzung. So stosse die
Uberwachungstechnologie heutzutage noch an Grenzen, innerhalb derer nur eine
passive, retrospektive Uberwachung moglich sei und keine aktive Uberwachung mit
unmittelbarer polizeilicher Intervention, wie sie im Vorentwurf angedacht ware. Auch
die Ortungsgenauigkeit der verflgbaren GPS- und LBS-Systeme lasse - mit geografisch
bzw. topografisch bedingten Abweichungen von bis zu 25 km im schlechtesten Fall - zu
wilinschen Ubrig und ermdgliche kaum ein gentgend schnelles Eingreifen, um eine
Gewalttat zu verhindern. Geeignet sei eine solche Massnahme ohnehin nur, wenn das
Risiko einer Gewaltaustbung nicht zu gross sei, weshalb die Eignungsabklarung immer
mit einer Risikoabschatzung verbunden werden musste. Neben der Kritik am hohen
finanziellen und personellen Aufwand wurde auch die Verhéaltnismassigkeit
angezweifelt: Angesichts dessen, dass es sich bei den betroffenen Personen nicht um
rechtskraftig Verurteilte handle, stehe die vorgesehene 12-monatige Tragepflicht der
elektronischen Fussfessel in keinem Verhaltnis zur Sanktion, welche im Falle eines
strafrechtlichen Schuldspruchs zu erwarten wére. Ganz allgemein wurde auch kritisiert,
dass das Electronic Monitoring als eine eigentlich strafrechtliche Vollzugsmassnahme
im Zivilrecht fehl am Platz sei. Solche Skepsis dusserten nebst 20 Kantonen, der Griinen
Partei und der SP auch mehrere juristische Vereinigungen, das Centre Patronal, die
KKJPD, der SGV, die Universitat Lausanne, die KKPKS, der Kinderschutz Schweiz, die
Schweizerische Konferenz gegen hausliche Gewalt, die Schweizerische Konferenz der
Gleichstellungsbeauftragten, der Stadteverband und Travail.Suisse.

Ebenfalls kontrovers aufgenommen wurde die Bestimmung, wonach die Kantone
Weiterbildungsmoglichkeiten flr Personen, die mit Gewaltschutzfallen zu tun haben -
beispielsweise im Rahmen einer Tatigkeit bei der Kriseninterventionsstelle oder bei
Gerichten -, Dbereitstellen mussen. Wahrend sich knapp die Haélfte der
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv dazu ausserte, kam das Vorhaben bei rund
einem Flnftel der Stellungnehmenden nicht gut an. Moniert wurde hauptsachlich der
Verstoss gegen das foderalistische Prinzip, da es sich bei der Weiterbildung um eine
kantonale Kompetenz handle. Von einer breiten Mehrheit begrisst wurde hingegen die
vorgesehene Mitteilungspflicht von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichtes an
andere Behorden wie die KESB und die kantonale Kriseninterventionsstelle, soweit dies
notwendig erscheint, damit letztere ihre Aufgaben erflllen koénnen. Ebenso
mehrheitlich  positiv.  aufgenommen  wurden die Anpassungen an  der
Zivilprozessordnung, darunter der Wegfall der Gerichtskosten und des
Schlichtungsverfahrens.

Bei den strafrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen wurde vor allem die Anderung
begrisst, dass die Sistierung, Wiederanhandnahme und Einstellung eines Verfahrens
nicht mehr allein vom Willen des Opfers abhangig sein und der Behdrde eine
umfassende Interessenabwégung ermdglicht werden soll. Kritisiert wurde hierbei
jedoch der umfangreiche Katalog der bei der Sistierung zu beachtenden Kriterien sowie
im Detail die Vorschrift, dass die Behorde ein allfallig von der beschuldigten Person
besuchtes Lernprogramm gegen Gewalt beim Sistierungsentscheid berlcksichtigen soll.
Mehrere Kantone bedauerten, der Anreiz zum Besuch solcher Lernprogramme sei zu
lasch und Weitere forderten zusammen mit der SP, den Juristinnen Schweiz, der
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Schweizerischen Konferenz gegen hausliche Gewalt, der Schweizerischen Konferenz
der Gleichstellungsbeauftragten und dem Stédteverband gar eine obligatorische
Verknlpfung der Verfahrenssistierung mit dem Besuch eines Lernprogramms gegen
Gewalt. Sehr umstritten war ausserdem die Frage, ob das Opfer vor der Einstellung des
Verfahrens zwingend angehort werden muss.

Von sieben Kantonen, der CVP, der Griinen Partei und der SP sowie von der KKPKS, der
Interkantonalen Arbeitsgemeinschaft der Geschadigten- und Opfervertretung, dem
Kinderschutz Schweiz, Pro Familia, der Schweizerischen Konferenz gegen héausliche
Gewalt, der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten, dem
Stadteverband, Terre des Femmes und von mehreren juristischen Vereinigungen wurde
die Vernehmlassungsantwort Uberdies dazu genutzt, fur die Einflhrung einer
spezifischen Stalking-Strafnorm zu pléadieren, obwohl - oder gerade weil - eine solche
nicht Gegenstand des Vorentwurfs war. '

Datenschutz und Statistik

In der im Februar 2019 zu Ende gegangenen Vernehmlassung kam die Einfuhrung einer
generellen Erlaubnisnorm zur systematischen Verwendung der AHV-Nummer durch
Behdrden grundsatzlich gut an. Begrisst wurde die Vereinfachung des Verfahrens zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer einerseits in Bezug auf die Effizienz der
Verwaltungsablaufe sowie andererseits im Hinblick auf die Weiterentwicklung der E-
Government-Strategie. Einwédnde é&usserten jedoch viele Teilnehmende zum
Datenschutz. Wahrend die SP, die Grinen, die Piratenpartei, Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberverbande, Privatim, das Centre Patronal und der Hauseigentimerverband
Defizite beim Personlichkeitsschutz beflrchteten, waren neun Kantonen und der
Konferenz der kantonalen Ausgleichskassen die diesbezlglichen Vorgaben im Gesetz zu
detailliert, sodass ihrer Meinung nach die zusatzlichen administrativen Aufgaben die
Vereinfachung zunichtemachen kdénnten. Mehrere Teilnehmende forderten den
Bundesrat in diesem Zusammenhang auf, die Erkenntnisse aus dem Postulat 17.3968 fir
ein Sicherheitskonzept fur Personenidentifikatoren in das Gesetzgebungsvorhaben
einfliessen zu lassen. Auf Ablehnung bei der grossen Mehrheit der Teilnehmenden stiess
hingegen die vorgesehene Verschéarfung der Strafbestimmungen; diese sei
unverhaltnismassig und schaffe Rechtsunsicherheit fur die Behdrden, kritisierten
insbesondere die Kantone.

So war dies denn auch der einzige Punkt, wo der Bundesrat seinen Entwurf nach der
Vernehmlassung inhaltlich noch anpasste, indem er auf die Verscharfung der
Strafbestimmungen verzichtete. Ende Oktober 2019 verabschiedete er die Botschaft
zuhanden des Parlaments. ?

In der Vernehmlassung wurde das Vorhaben des Bundesrates, einen nationalen
Adressdienst (NAD) zu schaffen, mehrheitlich beflirwortet. Von den 55 eingegangenen
Vernehmlassungsantworten ausserten sich 35 positiv zum Vorentwurf, darunter 21
Kantone sowie die BDP, die SP und die SVP. Zehn Teilnehmende positionierten sich
nicht eindeutig oder zogen ein gemischtes Fazit, wobei nicht der Nutzen des Dienstes,
sondern dessen konkrete Ausgestaltung in Frage gestellt wurde. Zu dieser Gruppe
zéhlten die Kantone Appenzell Ausserrhoden und Graubtinden, die CVP, der Gemeinde-
und der Stadteverband sowie der Gewerbeverband. Uberwiegend ablehnend &usserten
sich ebenfalls zehn Teilnehmende, darunter die Kantone Tessin und Waadt sowie die
FDP. Wahrend einige Organisationen die Notwendigkeit des neuen Registers in Frage
stellten und Datenschutzbedenken &dusserten (SKS, HEV, Privatim, Centre Patronal),
forderte auf der anderen Seite der Verband der Einwohnerdienste die Schaffung eines
zentralen Einwohnerregisters, das alle Daten der Einwohnerregister umfasst und nicht
nur die Wohnadressen.

Die Stellungnahmen hatten insgesamt bestatigt, dass der geplante nationale
Adressdienst einem Bedurfnis entspreche, gab der Bundesrat im Dezember 2020 per
Medienmitteilung bekannt. Mit dem NAD sollen Schweizer Behdrden die Wohnadresse
der Einwohnerinnen und Einwohner auch Uber Kantonsgrenzen hinweg suchen und
bestehende Adressdaten aktualisieren kénnen. Das geplante Adressdienstgesetz (ADG)
enthalt die gesetzliche Grundlage flr einen solchen Dienst und soll unter anderem den
Inhalt, die Zugriffsmoglichkeiten und den Datenschutz regeln.

Die Vernehmlassungsergebnisse veranlassten den Bundesrat dazu, das Vorhaben
weiterzuverfolgen, aber zuvor noch einige aufgeworfene Fragen zu klaren. Er kiindigte
an, die Datenschutzbestimmungen und die Regelung der Datenhoheit zu préazisieren
sowie die Abfragemdglichkeiten und die Rolle der Kantone und Gemeinden noch
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vertieft zu priifen. Uberdies wolle er bereits vor der Inbetriebnahme des NAD geklart
haben, ob und mit welchen zuséatzlichen Datenquellen von Bund, Kantonen oder
Gemeinden die Aktualitat der bereitgestellten Daten verbessert werden kénnte. Die
Regierung beauftragte das EDI, die notwendigen Abklarungen zu treffen und
anschliessend eine Botschaft auszuarbeiten. °

Grundrechte

Gleichzeitig mit der Verabschiedung der Botschaft zur Schaffung einer nationalen
Menschenrechtsinstitution (NMRI) durch den Bundesrat Mitte Dezember 2019
veroffentlichte das EDA die Vernehmlassungsergebnisse zum entsprechenden
Vorentwurf. Alles in allem war das Vorhaben des Bundesrates bei den
stellungnehmenden Kantonen, Parteien und Organisationen auf ein sehr positives Echo
gestossen: 110 der insgesamt 116 Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser hatten die
Vorlage grundsatzlich beflrwortet. Dahingegen hatten ihr der Kanton Schwyz, die FDP
und die SVP sowie das Centre Patronal, der schweizerische Gewerbeverband und die
Unabhéngigkeitspartei Schweiz ablehnend gegenlubergestanden; sie hatten die
Errichtung einer NMRI nicht flr notwendig gehalten. Nichtsdestotrotz hatten auch viele
der beflrwortenden Teilnehmenden «deutlichen Anpassungsbedarf» an der Vorlage
gesehen, wie der Ergebnisbericht feststellte. Rund die Hélfte der Stellungnehmenden,
darunter zahlreiche Organisationen aus dem humanitaren Bereich, hatten ausdrtcklich
gefordert, dass die Schweizer NMRI die sogenannten Pariser Prinzipien der UNO
umfassend verwirklichen musse, sodass sie von der GANHRI mit der Bestnote A
akkreditiert wurde, denn alles andere wirde weder dem menschenrechtlichen
Selbstverstandnis der Schweiz noch ihrem Image auf dem internationalen Parkett
gerecht. Als problematisch war hierfir vor allem die vorgesehene universitare
Trégerschaft der NMRI gesehen worden. Ein Grossteil der Teilnehmenden hatte zur
Sicherstellung der Unabhangigkeit der NMRI daher angeregt, ihr eine eigene
Rechtspersonlichkeit, beispielsweise als Stiftung oder Verein, zukommen zu lassen.

Der Bundesrat nahm letztere Kritik aus der Vernehmlassung in seiner Botschaft auf,
indem er darin die NMRI als 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft ausgestaltete. Die NMRI
sollte ihre Téatigkeiten im Rahmen ihres Mandats selbst bestimmen. Der Bund und die
Kantone sollten mit beratender Funktion, aber ohne Stimmrecht Einsitz nehmen und
die NMRI finanziell unterstutzen - der Bund mit Finanzhilfe im Umfang von einer Million
Franken pro Jahr, die Kantone mit der Ubernahme der Kosten fir die Infrastruktur der
NMRI. Die wurspringlich angedachte universitdre Verankerung sollte insofern
beibehalten werden, als die NMRI an einer oder mehreren Universitaten situiert werde.
Als Aufgaben der NMRI nannte die Botschaft die Information und Dokumentation,
Forschung, Beratung, Menschenrechtsbildung, Sensibilisierung und den internationalen
Austausch zur Foérderung und zum Schutz der Menschenrechte sowohl im
innerstaatlichen Bereich als auch in Bezug auf die innerstaatliche Umsetzung
internationaler menschenrechtlicher Verpflichtungen. Dabei werde sie aber keine
Verwaltungsaufgaben und keine Ombudsfunktion wahrnehmen, auch behandle sie
keine Einzelfélle und spreche keine verbindlichen Empfehlungen aus, prazisierte der
Bundesrat in der entsprechenden Medienmitteilung. Damit die Ablésung des
Pilotprojekts SKMR, das Ende 2020 auslaufe, nahtlos erfolgen kénne, sah der Bundesrat
zudem die Verlangerung der Pilotphase um weitere zwei Jahre vor. *

Innere Sicherheit

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhéandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militérnahe
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Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundséatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen genligenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegeniber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stadteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft  fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekampfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten adusserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsdchlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhangigkeit und Souverénitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verschéarfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flnf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jungeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der fur den Erwerb einer solchen Waffe klnftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine BedUrfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfuhrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wdirden,
dusserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
blrokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméassigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelméssigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféhrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
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Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden konnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelméassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. °

1) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uber die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen; SO, 24.1.16;
TZ,25.1.16

2) BBI, 2019, S. 7359 ff.; Ergbnisbericht Vernehmlassung Systematische Verwendung der AHV-Nummer durch Behérden;
Medienmitteilung BSV vom 30.10.19; AZ, TA, 31.10.19

3) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR vom 11.12.20

4) BBI, 2020, S. 513 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung NMRI; Medienmitteilung BR vom 13.12.19

5) Vernehmlassungsbericht EU-Waffenrichtlinie; NZZ, 4.1.18; APZ, BU, Baz, LZ, SGT, 5.1.18; Lib, TA, 6.1.18; SoZ, 28.1.18; NZZ,
TA, 29.1.18
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